
 
D i e  B ü r g e r m e i s t e r i n  
Fachbereich 7 - Interner Service 
 

Vorlage Nr. 143/08 
 
 

Betreff: 
 

Übertragung der Festsetzungsbefugnis der Versorgungsbezüge auf 
die Westfälisch-Lippische Versorgungskasse 

  
Status: öffentlich 

 

Beratungsfolge 
Rat der Stadt Rheine 11.03.2008 Berichterstattung 

durch: 
Frau Dr. Kordfelder 

 Abstimmungsergebnis    

TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z. K. vertagt verwiesen an: 

         

Betroffene Produkte 
72 Service Personal 
 
Betroffenes Leitbildprojekt/Betroffene Maßnahme des Integrierten Entwicklungs- 
und Handlungskonzeptes 
 

      
 
Finanzielle Auswirkungen 
 

 Ja  Nein 

 Finanzierung  Ergänzende Darstellung 
Gesamtkosten 
der Maßnahme 

 
 

      € 

Objektbezogene 
Einnahmen 

(Zuschüsse/Beiträge) 

 

      € 

Eigenanteil 
 
 
 

      € 

Jährliche Folgekosten 
 

 keine 
 

      € 

(Kosten, Folgekosten, Finanzierung, 
haushaltsmäßige Abwicklung, Risiken, 
über- und außerplanmäßige Mittelbereit- 
stellung sowie Deckungsvorschläge) 

siehe Ziffer       der 
Begründung 

Die für die o. g. Maßnahme erforderlichen Haushaltsmittel stehen 

 beim Produkt/Projekt       in Höhe von       € zur Verfügung. 

 in Höhe von       nicht zur Verfügung. 
 

mittelstandsrelevante Vorschrift 

 Ja  Nein 
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Vorlage Nr. 143/08 
 
Beschlussvorschlag/Empfehlung: 
  
Der Rat der Stadt Rheine als oberste Dienstbehörde überträgt der Westfälisch-
Lippischen Versorgungskasse (wvk) die Festsetzungsbefugnis der Versorgungs-
bezüge. 
 
 
Begründung: 
  
Gem. § 49 Abs. 1, S. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes (BeamtVG) setzt die 
oberste Dienstbehörde die Versorgungsbezüge fest, bestimmt die Person des 
Zahlungsempfängers und entscheidet über die Berücksichtigung von Zeiten als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit sowie über die Bewilligung von Versorgungsbezügen 
auf Grund von Kann-Vorschriften. Oberste Dienstbehörde und somit Pensionsre-
gelungsbehörde ist für die Gemeinden die jeweilige Vertretung, also für die Stadt 
Rheine der Rat der Stadt Rheine. Gem. § 49 Abs. 1, S. 2 BeamtVG können diese 
Befugnisse einzeln oder insgesamt übertragen werden. 
 
Mit diesem Beschluss soll ausschließlich die Festsetzungsbefugnis übertra-
gen werden. Die Entscheidungen über die Berücksichtigung von Zeiten als ruhe-
gehaltfähige Dienstzeit sowie die Bewilligung von Versorgungsbezügen auf Grund 
von Kann-Vorschriften bleiben bei der Stadt Rheine als Dienstherr. 
 
Gesetzliche Grundlage für eine Übertragung dieser Befugnisse auf die kommuna-
len Versorgungskassen ist in NRW das Gesetz über die kommunalen Versor-
gungskassen und Zusatzversorgungskassen (VKZVKG) und die Satzung der wvk. 
 
Gem. § 2 Abs. 2 VKZVKG sowie § 2 Abs. 3 der Kassensatzung der wvk können 
Mitglieder die wvk beauftragen, die Befugnisse der obersten Dienstbehörde gem. 
§ 49 Abs. 1, S. 1 BeamtVG für sie wahrzunehmen. Insoweit handelt die wvk 
dann im eigenen Namen und in Vertretung ihrer Mitglieder. 
 
Durch diese Regelung wird die wvk in die Lage versetzt, die Bescheide über die 
Festsetzungen der Versorgungsbezüge unmittelbar den Ruhestandsbeamten oder 
den Hinterbliebenen zu erteilen. Die Stadt Rheine als Dienstherr erhält die ent-
sprechenden Informationen zur Unterrichtung. 
 
Die Übertragung der Festsetzungsbefugnis verursacht keine zusätzlichen Verwal-
tungskosten. 
 
 


